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4. 2025/0148/IT - SERV60 - Internetservices

5.

6. In Bezug auf das Notifizierungsverfahren für die Notifizierung Nr. 2025/0148/I und insbesondere auf die TRIS-
Mitteilung (2025)0964, mit der die Kommission um zusätzliche Informationen zur Entschließung Nr. 47/25/CONS der
Regulierungsbehörde für Kommunikation (im Folgenden auch „Behörde“ oder „Agcom“) ersucht hat, die bestimmte
Änderungen der Verordnung über den Schutz des Urheberrechts in elektronischen Kommunikationsnetzen und zu den
Umsetzungsverfahren gemäß dem Gesetzesvertretenden Dekret Nr. 70 vom 9. April 2003, auf die in der Agcom-
Entschließung Nr. 680/13/CONS vom 12. Dezember 2013 Bezug genommen wird, vorgeschlagen hat, hat die Behörde
Folgendes festgestellt. (im Folgenden auch „die Verordnung“ genannt) und die folgende Aussage wird getroffen.
Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass der vorliegende Entwurf lediglich bestimmte Änderungen vorschlägt, die zunächst
der öffentlichen Konsultation unterzogen werden, an der genannten Verordnung (Entschließung Nr. 680/13/CONS), die im
Anschluss an das Notifizierungsverfahren Nr. 2013/0496/I angenommen wurde, wobei im endgültigen Text die seinerzeit
von der Europäischen Kommission formulierten Bemerkungen aufgenommen werden. Alle nachträglichen, im Laufe der
Jahre vorgenommenen Änderungen der Verordnung wurden der Europäischen Kommission mitgeteilt, insbesondere im
Rahmen der Notifizierungsverfahren Nr. 2018/0151/I, 2020/0700/I und 2023/0123/I.
Die Verordnung trägt den in der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union und des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte verankerten Grundsätzen unter uneingeschränkter Achtung der Grundfreiheiten, vor
allem der Meinungsfreiheit und der unternehmerischen Freiheit, weitestgehend Rechnung und hat die stillschweigende
Zustimmung des Verfassungsgerichts (Urteil Nr. 247 von 2015) erhalten, gefolgt von den Urteilen des Regionalen
Verwaltungsgerichts Latium (Urteile Nrn. 4101/2017 und 4102/2017) und des Staatsrats (Urteil Nr. 4993 von 2019), mit
denen die gegen die genannte Verordnung eingelegten Rechtsmittel zurückgewiesen wurden. Es sei ferner daran
erinnert, dass die von einem Verband von Anbietern gegen die Entschließungen Nr. 490/18/CONS und Nr. 189/23/CONS
eingelegten Rechtsmittel in Bezug auf das Vorsorgeverfahren und insbesondere in Bezug auf Live-Sportveranstaltungen,
die über die Piracy-Shield-Plattform durchgeführt werden, nach ihrer Sitzung und gemeinsamen Anhörung vom
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Regionalen Verwaltungsgericht Latium zurückgewiesen wurden (Urteil Nr. 1223/2024).
Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass der zur öffentlichen Konsultation vorgelegte und der Europäischen Kommission
notifizierte Text die Hinweise aus der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 19. Mai 2021 mit Empfehlungen
an die Kommission zu den „Herausforderungen für die Organisatoren von Sportveranstaltungen im digitalen Umfeld“
(2020/2073 (INL) und der Empfehlung (EU) 2023/1018 der Kommission vom 4. Mai 2023 zur „Bekämpfung von Online-
Piraterie bei Sport- und anderen Live-Veranstaltungen“ übernimmt.
Die heutige Mitteilung bezieht sich auf die in der Entschließung Nr. 47/25/CONS über die Einleitung der öffentlichen
Konsultation enthaltenen Vorschläge für Ergänzungen zu der Verordnung. Diese Ergänzungen waren erforderlich, um den
wesentlichen Änderungen des einschlägigen Regelungsrahmens sowohl auf EU-Ebene als auch auf nationaler Ebene
Rechnung zu tragen. Es wird insbesondere auf die Verordnung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 19. Oktober 2022 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG
(Gesetz über digitale Dienste) verwiesen, aber auch auf die im Gesetz Nr. 93 vom 14. Juli 2023 (im Folgenden als Gesetz
zur Bekämpfung der Piraterie) durch das Gesetzesvertretende Dekret Nr. 113 vom 9. August 2024 über „Dringende
steuerliche Maßnahmen, Verlängerung der regulatorischen Fristen und wirtschaftliche Maßnahmen“ (im Folgenden das
Omnibus-Dekret) eingeführten Änderungen, umgewandelt mit Änderungen durch das Gesetz Nr. 143 vom
7. Oktober 2024, und auf das neue Konsolidierte Gesetz über audiovisuelle Mediendienste (Gesetzesvertretendes Dekret
Nr. 208 vom 8. November 2021 „zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/1808 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 14. November 2018 zur Änderung der Richtlinie 2010/13/EU zur Koordinierung bestimmter Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie über
audiovisuelle Mediendienste) im Hinblick auf sich verändernde Marktgegebenheiten“), und insbesondere seinen
Artikel 32.
Unabhängig davon obliegt es dem Verfasser, die Punkte, die sich aus dem Dialog mit der Kommission im Rahmen dieses
Notifizierungsverfahrens ergeben, bei der Erstellung des endgültigen Textes umzusetzen.
Unter besonderer Bezugnahme auf die einzelnen Fragen, die in der oben genannten Bemerkung formuliert sind, stellen
wir Folgendes fest.
1. Die Dienststellen der Kommission begrüßen alle Erläuterungen zu den Verpflichtungen der Diensteanbieter im
Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2022/2065 über einen Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der
Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale Dienste), die sich aus dem notifizierten Entwurf ergeben würden.
Mit der Entscheidung Nr. 680/13/CONS, mit der die Verordnung erlassen wurde, werden die Bestimmungen des Dekrets
über den elektronischen Geschäftsverkehr zur Umsetzung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetzesvertretendes Dekret Nr. 70
vom 9. April 2003 zur Durchführung der Richtlinie 2000/31/EG über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der
Informationsgesellschaft im Binnenmarkt, insbesondere in Bezug auf den elektronischen Geschäftsverkehr) umgesetzt.
Um insbesondere einen wirksamen Schutz des Urheberrechts vor online begangenen Verstößen zu gewährleisten,
wurden in den Artikeln 14, 15 und 16 des genannten Gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 70/2003 unter Bezugnahme auf
die verschiedenen Arten von Tätigkeiten von Anbietern von Vermittlungsdiensten (reine Durchleitung, Caching und
Hosting) die Bedingungen festgelegt, unter denen sie nicht für den Inhalt der übermittelten oder gespeicherten
Informationen verantwortlich sind. Unbeschadet des Verbots, den Diensteanbietern allgemeine Überwachungspflichten
allgemeiner Art vorzuschreiben, müssen diese gemäß den oben genannten Artikeln 14, 15 und 16 des Dekrets über den
elektronischen Geschäftsverkehr unverzüglich tätig werden, sobald ihnen rechtswidrige Tätigkeiten bekannt oder
bewusst werden, um die betreffenden Daten zu entfernen oder den Zugang zu ihnen zu sperren, um die Befreiung von
ihrer Verantwortung geltend machen zu können, unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit der Verbotsmaßnahmen im
Verhältnis zur Schwere der Verstöße und unter gleichzeitiger Sicherstellung der Einhaltung des Grundsatzes der freien
Meinungsäußerung und der hierzu auf einzelstaatlicher Ebene festgelegten Verfahren.
Mit der Annahme der Verordnung über digitale Dienste, mit der die Richtlinie 2000/31/EG geändert wird, werden
erhebliche Änderungen bei der Bekämpfung der Online-Verbreitung illegaler Inhalte eingeführt. Insbesondere sieht
Artikel 89 des Gesetzes über digitale Dienste zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG vor, dass die Artikel 12 bis 15 der
Richtlinie gestrichen werden und dass Bezugnahmen auf diese Artikel als Bezugnahmen auf die Artikel 4, 5, 6 und 8 des
Gesetzes über digitale Dienste zu verstehen sind. Durch das Gesetzesvertretende Dekret Nr. 50 vom 25. März 2024
wurden daher die Artikel 14 bis 17 des Gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 70 vom 9. April 2003 aufgehoben. In den
genannten Artikeln 4, 5 und 6 des Gesetzes über digitale Dienste werden auf der Grundlage der Definition des Begriffs
„Vermittlungsdienst“ gemäß Artikel 3 desselben Gesetzes über digitale Dienste die Dienstleistungen „reine
Durchleitung“, „Caching“ bzw. „Hostingdienst“ definiert, ohne dass im Sinne dieser Bestimmung wesentliche Änderungen
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an den vorstehenden Begriffsbestimmungen vorgenommen werden. Darüber hinaus bestätigt Artikel 8 die
Haftungsbefreiung für dieselben Gegenstände, verstanden als das Fehlen allgemeiner Verpflichtungen zur aktiven
Überwachung oder Feststellung von Tatsachen. Diese Bestimmungen sehen vor, dass eine Justiz- oder
Verwaltungsbehörde, die Aufsichtsfunktionen hat, den Dienstleistungserbringer bei der Ausübung seiner dort definierten
Tätigkeiten auch dringend dazu verpflichten kann, die begangenen Verstöße zu verhindern oder zu beenden, indem er
unverzüglich handelt, um rechtswidrige Informationen zu entfernen oder den Zugang dazu zu sperren.
Es ist auch darauf hinzuweisen, dass das Gesetz über digitale Dienste Folgendes unberührt lässt (siehe
Erwägungsgrund 11): Es sollte klargestellt werden, dass diese Verordnung das Unionsrecht im Bereich des Urheberrechts
und der verwandten Schutzrechte, einschließlich der Richtlinien 2001/29/EG(21), 2004/48/EG(22) und (EU) 2019/790(23)
des Europäischen Parlaments und des Rates, die spezifische Vorschriften und Verfahren festlegen, die unberührt bleiben
sollten, die Vorschriften über den Urheberrechtsschutz und insbesondere die Ausnahmen vom Grundsatz des
Niederlassungslandes des Diensteanbieters gemäß Artikel 3 der Richtlinie 2000/31/EG unberührt lässt; ebenso sind
gemäß Artikel 4 des Gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 70 vom 9. April 2003, das noch in Kraft ist, „Urheberrechte“ und
„ähnliche Rechte“ von der Anwendung der besonderen Bestimmungen des Artikels 3 Absätze 1 und 2 über das Verbot
der „Beschränkung des freien Verkehrs von Diensten der Informationsgesellschaft, die von einem in einem anderen
Mitgliedstaat niedergelassenen Diensteanbieter stammen“, im sogenannten „regulierten Bereich“ ausgeschlossen.
Die Verordnung über digitale Dienste übernimmt daher dieselben Bestimmungen des Dekrets über den elektronischen
Geschäftsverkehr zur Umsetzung der Richtlinie 2000/31/EG, ohne dass, wie erwartet, wesentliche neue Entwicklungen
von Interesse für die betreffenden Zwecke eingeführt werden.
Mit besonderem Bezug auf die Frist von 30 Minuten, innerhalb derer Diensteanbieter den Zugang zu Domänennamen
oder IP-Adressen, die illegal audiovisuelle Live-Inhalte übertragen, sperren müssen, weisen wir darauf hin, dass diese
Frist nicht nur im oben genannten Gesetz zur Bekämpfung der Piraterie vorgesehen ist, sondern auch das widerspiegelt,
was sowohl in der Entschließung des Europäischen Parlaments als auch in der oben genannten Empfehlung der
Kommission hervorgehoben wurde.
In der Entschließung wird insbesondere darauf hingewiesen, dass das illegale Streaming von Sportveranstaltungen in den
ersten 30 Minuten, in denen sie online verfügbar sind, schädlicher ist und dass eine sofortige Reaktion erforderlich ist, um
die illegale Online-Übertragung von Sportveranstaltungen zu beenden. Das Europäische Parlament betonte daher, dass
das zu verfolgende Ziel darin bestehe, illegale Übertragungen von Live-Sportveranstaltungen in Echtzeit zu unterbinden,
sofern kein Zweifel am Eigentum an den Rechten und der Tatsache besteht, dass die Übertragung nicht genehmigt
wurde. In gleicher Weise wies die Europäische Kommission in ihrer Empfehlung darauf hin, dass „es wichtig ist,
sicherzustellen, dass die Rechtsbehelfe, die den Rechteinhabern zur Verfügung stehen, ein rasches Handeln ermöglichen,
das der Besonderheit der Live-Übertragung eines Ereignisses, insbesondere seinem zeitkritischen Element, Rechnung
trägt“.
In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen wird festgestellt, dass die der Notifizierung unterliegenden Änderungen
der Verordnung keine weiteren Verpflichtungen für Anbieter von Vermittlungsdiensten nach dem Gesetz über digitale
Dienste mit sich bringen, die sich nicht aus Artikel 9 des Gesetzes über digitale Dienste ergeben, nämlich die
unverzügliche Unterrichtung der Behörde, die die Anordnung erlassen hat, über die Folgemaßnahmen zu der Anordnung,
wobei anzugeben ist, ob und wann die Anordnung weiterverfolgt wurde. Diese Bestimmung wurde mit den
vorgeschlagenen Änderungen der Verordnung zur Umsetzung des Gesetzes über digitale Dienste umgesetzt, wobei zu
berücksichtigen ist, dass die Anbieter von Vermittlungsdiensten die Behörde im Laufe von elf Jahren der Anwendung der
Verordnung traditionell immer über die Folgemaßnahmen zu den im Bereich des Urheberrechtsschutzes erlassenen
Anordnungen informiert haben, obwohl sie dazu bisher nicht verpflichtet waren.
2. Die italienischen Behörden werden gebeten, zu klären, ob sie der Auffassung sind, dass die Artikel 8, 8a, 9a und 10 von
Anhang B des notifizierten Entwurfs:
i) nach nationalem Recht als Rechtsgrundlage für den Erlass von Anordnungen zum Vorgehen gegen illegale Inhalte
gemäß Artikel 9 des Gesetzes über digitale Dienste dienen; und
ii) ob es sich bei den auf der Grundlage dieser Artikel erlassenen Anordnungen und Verfügungen um Anordnungen zur
Entfernung illegaler Inhalte nach Artikel 9 des Gesetzes über digitale Dienste dienen handelt.
Die Artikel 8, 8a, 9a und 10 der Verordnung bilden die nationale Rechtsgrundlage für den Erlass von Anordnungen zur
Bekämpfung illegaler Inhalte, da die Verordnung eine sekundäre Quelle von Rechtsvorschriften zur Umsetzung des
Primärrechts ist; das Primärrecht besteht hauptsächlich aus dem Gesetz Nr. 249 vom 31. Juli 1997 zur Errichtung der
Behörde und zur Übertragung von Befugnissen u. a. auf dem Gebiet des Urheberrechtsschutzes (Artikel 1 Absatz 6
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Buchstabe b Punkt 4a) sowie dem Gesetz Nr. 633 vom 22. April 1941 über den Schutz des Urheberrechts und anderer mit
seiner Ausübung zusammenhängender Rechte und dem Gesetz Nr. 93 vom 14. Juli 2023 über Bestimmungen zur
Verhinderung und Bekämpfung der unerlaubten Verbreitung urheberrechtlich geschützter Inhalte über elektronische
Kommunikationsnetze.
Unter besonderer Bezugnahme auf die Befugnis zum Erlass von Vorsorgeanordnungen ist das Gesetz Nr. 167 vom
20. November 2017 zur Festlegung von Bestimmungen zur Erfüllung der sich aus der Mitgliedschaft Italiens in der
Europäischen Union ergebenden Verpflichtungen – Europäisches Recht 2017 einschlägig, insbesondere dessen Artikel 2
mit dem Titel „Urheberrechtliche Bestimmungen“. Vollständige Angleichung an die Richtlinien 2001/29/EG und
2004/48/EG“, mit der Folgendes verfügt wird: „1. Zur Umsetzung der Bestimmungen des Artikels 8 der
Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 sowie der Artikel 3 und 9 der
Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 kann die Regulierungsbehörde für
Telekommunikation auf Antrag der Rechteinhaber vorsorglich anordnen, dass die Anbieter von Diensten der
Informationsgesellschaft unverzüglich Verstöße gegen das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte beenden,
wenn diese Verstöße auf der Grundlage einer zusammenfassenden Beurteilung des Sachverhalts festgestellt werden und
eine unmittelbare und nicht wiedergutzumachende Schädigung der Rechteinhaber droht. 2. Unter Anwendung ihrer
eigenen Vorschriften regelt die Behörde die Verfahren, mit denen die in Absatz 1 genannte Vorsichtsmaßnahme erlassen
und den Beteiligten mitgeteilt wird, sowie die Parteien, die berechtigt sind, eine Beschwerde gegen diese Bestimmung
einzulegen, die Bedingungen für die Einreichung einer Beschwerde und das Verfahren, nach dem die endgültige
Entscheidung der Behörde erlassen wird. 3. Durch die in Absatz 2 genannte Verordnung ermittelt die Behörde geeignete
Maßnahmen, um das Wiederauftreten von bereits von der Behörde festgestellten Verstößen zu verhindern“. In Artikel 2
des oben genannten Europäischen Gesetzes von 2017 ist ausdrücklich vorgesehen, dass die Behörde auf Antrag der
Rechteinhaber sowohl vorsorgliche als auch endgültige verwaltungsrechtliche Anordnungen in Bezug auf Anbieter von
Diensten der Informationsgesellschaft erlassen kann, die darauf abzielen, Verstöße gegen das Urheberrecht und
verwandte Schutzrechte im Internet unverzüglich zu beenden.
Das Europäische Gesetz verweist hierzu zunächst auf Artikel 8 der Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 22. Mai 2001 sowie auf die Artikel 3 und 9 der Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 29. April 2004. Das Europäische Gesetz 2017 wurde dann mit einer Änderung der Verordnung
(Beschluss Nr. 490/18/CONS) umgesetzt, die, wie angegeben, der Europäischen Kommission notifiziert wurde.
Schließlich sieht Artikel 2 des Gesetzes zur Bekämpfung der Piraterie auch in Bezug auf Sicherungsanordnungen vor,
dass „die Regulierungsbehörde für Kommunikation, im Folgenden „die Behörde“, Diensteanbieter, einschließlich
Netzzugangsanbieter, mit eigener Bestimmung anweist, den Zugang zu illegal verbreiteten Inhalten zu sperren, indem
sie die DNS-Auflösung von Domänennamen blockiert und die Weiterleitung des Netzwerkverkehrs an IP-Adressen
blockiert, die in erster Linie für illegale Aktivitäten bestimmt sind. 2. Mit der in Absatz 1 genannten Maßnahme ordnet die
Behörde auch die Sperrung aller anderen künftigen Domänennamen, Subdomain-Namen oder IP-Adressen an, auf die sie
zurückverfolgt werden können, einschließlich Änderungen des Namens oder der einfachen Deklination oder Erweiterung
(sogenannte Top-Level-Domain), die den Zugang zu denselben illegal verbreiteten Inhalten und Inhalten gleicher Art
ermöglicht. 3. In Fällen von Schwere und Dringlichkeit, die die Bereitstellung von Live-Inhalten, Erstveröffentlichungen
von Kino- und audiovisuellen Werken oder Unterhaltungsprogrammen, audiovisuellen Inhalten, einschließlich
Sportinhalten, oder ähnlichen geistigen Werken, Sportveranstaltungen und Ereignissen von sozialem Interesse oder von
hohem öffentlichem Interesse im Sinne von Artikel 33 Absatz 3 des Gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 208 vom
8. November 2021 betreffen, ordnet die Behörde im Wege einer vorsorglichen Maßnahme, die in einem abgekürzten
Verfahren ohne kontradiktorisches Verfahren erlassen wird, Diensteanbietern, einschließlich Anbietern von
Netzzugangsdiensten, sowie Anbietern von VPN-Diensten und öffentlich zugänglichen DNS-Diensten unabhängig von
ihrem Wohnsitz und ihrem Standort, an, den Zugang zu illegal verbreiteten Inhalten durch Sperrung von Domänennamen
und IP-Adressen im Sinne der Absätze 1 und 2 dieses Artikels zu sperren.“.
Die in den Artikeln 8, 8a, 9a und 10 der Verordnung genannten Anordnungen stellen Anordnungen zum Vorgehen gegen
illegale Inhalte im Sinne des Artikels 9 des Gesetzes über digitale Dienste dar, sofern sie die dort festgelegten
Bedingungen, insbesondere Absatz 2, erfüllen. Es ist nämlich festzustellen, dass alle von der Behörde erlassenen
Anordnungen bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes über digitale Dienste den in Artikel 9 Absatz 2 genannten
Bedingungen entsprachen, wie sie bereits im Gesetz Nr. 241 vom 7. August 1990 über „Neue Vorschriften über
Verwaltungsverfahren und das Recht auf Zugang zu Verwaltungsdokumenten“ festgelegt waren.
3. Falls dem so ist, werden die italienischen Behörden gebeten, zu klären, ob die gemäß Anhang B Artikel 8, 8a, 9a und
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10 des notifizierten Entwurfs zu erlassenden Anordnungen und Verfügungen die in Artikel 9 Absatz 2 des Gesetzes über
digitale Dienste aufgeführten Mindestanforderungen erfüllen und wie mit dem notifizierten Entwurf sichergestellt wird,
dass die übrigen Anforderungen von Artikel 9 erfüllt werden.
Wie bereits erwähnt, erfüllen alle von der Behörde erlassenen Anordnungen, einschließlich der in den Artikeln 8, 8a, 9a
und 10 der Verordnung genannten Anordnungen, die in Artikel 9 Absatz 2 genannten Voraussetzungen. Dies liegt daran,
dass die von der Behörde erlassenen Anordnungen Folgendes enthalten: einen Verweis auf die Rechtsgrundlage der
Anordnung nach Unionsrecht oder nationalem Recht, den Grund, warum die Informationen illegale Inhalte darstellen,
durch einen Verweis auf eine oder mehrere spezifische Bestimmungen des Unionsrechts oder des nationalen Rechts im
Einklang mit dem Unionsrecht, Informationen zur Identifizierung der die Anordnung erlassenden Behörde (d. h. Agcom),
klare Informationen, die es dem Anbieter von Vermittlungsdiensten ermöglichen, die betreffenden illegalen Inhalte zu
identifizieren und zu lokalisieren, wie etwa eine oder mehrere genaue URLs und erforderlichenfalls zusätzliche
Informationen, sowie Informationen über die Rechtsbehelfsmechanismen, die dem Anbieter von Vermittlungsdiensten
und dem Nutzer des Dienstes, der die Inhalte bereitgestellt hat, zur Verfügung stehen.
Darüber hinaus ist der räumliche Anwendungsbereich der im Bereich des Urheberrechtsschutzes erlassenen
Anordnungen auf das zur Erreichung ihres Ziels unbedingt erforderliche Maß beschränkt. Es genügt die Feststellung, dass
Anordnungen zur Sperrung des Zugangs zu Standorten, die für reine Durchleitungen erlassen wurden, ausschließlich auf
italienischem Hoheitsgebiet wirksam sind.
In Bezug auf die Sprache, in der die Anordnungen übermittelt werden, nimmt die Behörde ihre Anordnungen in
italienischer Sprache an, aber im Falle ihrer Übermittlung an in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassene Anbieter
übermittelt Agcom auch die Höflichkeitsübersetzung ins Englische, wie dies kürzlich bei den Anordnungen gegen
Cloudflare Inc. und Microsoft Ireland Operations Limited der Fall war, auf die im Folgenden eingegangen wird.
Gemäß den Änderungen, die Gegenstand der heutigen Notifizierung sind, werden die von der Behörde erlassenen
Anordnungen zum Schutz des Urheberrechts auch Informationen darüber enthalten, welche Behörde die Informationen
über die Folgemaßnahmen der Anordnungen erhalten soll.
Zu den übrigen Anforderungen nach Artikel 9 ist anzumerken, dass bekanntlich durch das Gesetzesvertretende Dekret
Nr. 123 vom 15. September 2023 über „Dringlichkeitsmaßnahmen zur Bekämpfung von Jugendleid, Bildungsarmut und
Jugendkriminalität sowie zur Sicherheit Minderjähriger im digitalen Bereich“ und insbesondere durch Artikel 15 die
Behörde als Koordinator für digitale Dienste in Umsetzung von Artikel 49 des Gesetzes über digitale Dienste benannt
wurde und dass sich die Stelle des Koordinators für digitale Dienste innerhalb derselben für den Schutz des
Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte zuständigen Direktion der Agcom befindet, für die keine Notwendigkeit
besteht, die betreffenden Anordnungen innerhalb derselben Struktur der Behörde zu übermitteln.
Hinsichtlich der Übermittlung von Anordnungen an die anderen Koordinatoren für digitale Dienste über AGORA hatte die
Behörde bereits jetzt die Möglichkeit, mit den anderen Koordinatoren für digitale Dienste zwei kürzlich erlassene
Anordnungen nach der Verordnung und Artikel 9 des Gesetzes über digitale Dienste auszutauschen. Insbesondere wird
auf die Entschließungen Nr. 49/25/CONS und 50/25/CONS verwiesen, mit denen die Behörde zwei Anordnungen gegen
Cloudflare Inc. und Microsoft Ireland Operations Limited (für die Bing-Suchmaschine) nach den kombinierten
Bestimmungen von Artikel 2 des Gesetzes zur Bekämpfung der Piraterie und Artikel 9 des Gesetzes über digitale Dienste
erlassen hat. Im Einzelnen wurde die Cloudflare Inc. angewiesen, die DNS-Auflösung von Domänennamen und die
Weiterleitung des Netzwerkverkehrs zu den von den Rechteinhabern über die Piracy-Shield-Plattform gemeldeten IP-
Adressen zu deaktivieren (deren Liste der Regelung als Anhang beigefügt wurde) oder jedenfalls die technischen und
organisatorischen Maßnahmen zu ergreifen, die erforderlich sind, um die Sichtbarkeit illegaler Inhalte für Endnutzer zu
verhindern und in jedem Fall die Indizierung aller Domänennamen von der Bing-Suchmaschine sicherzustellen, die den
Sperranordnungen der Behörde unterliegen (deren Liste der Maßnahme als Anhang beigefügt wurde). Es wird berichtet,
dass Microsoft der Anordnung der Behörde nachgekommen ist. Diese Anordnungen wurden am 19. März 2025 zusammen
mit den Folgemaßnahmen zur Anordnung durch Microsoft auf AGORA hochgeladen. Cloudflare Inc. antwortete dagegen
weder auf die Maßnahme noch auf die früheren Mitteilungen der Behörde, von denen die Europäische Kommission
Kenntnis hatte.
Im Rahmen der Arbeitsgruppe 7 – Anordnungen und Strafsachen des Europäischen Gremiums für digitale Dienste
versucht die Behörde zu verstehen, ob es erforderlich ist, allen Koordinatoren für digitale Dienste auch alle Anordnungen
zu übermitteln, die auf dem Gebiet des Urheberrechtsschutzes erlassen wurden, und insbesondere die sogenannten
inländischen Anordnungen, d. h. diejenigen, die gegen Anbieter reiner Durchleitungsdienste mit Sitz in Italien erlassen
wurden, die den Großteil der aufgrund der Verordnung erlassenen Anordnungen ausmachen. Ist dies der Fall, übermittelt
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die Behörde sämtliche gemäß der Verordnung erlassenen Anordnungen über AGORA an alle Koordinatoren für digitale
Dienste.
Was schließlich die in Absatz 5 genannte Anforderung betrifft, wonach die Anbieter von Vermittlungsdiensten den Nutzer
des betreffenden Dienstes über den Eingang der Anordnung und die daraufhin getroffenen Folgemaßnahmen informieren
müssen, ist darauf hinzuweisen, dass die Behörde bereits in der Entschließung zur Annahme der Verordnung
(Nr. 680/13/CONS) vorgesehen hat, dass der Anbieter, falls die Maßnahme zur Sperrung des Zugangs zur Website
erlassen wird, den Nutzer zu einer Website weiterleiten muss, die nach den von der Behörde festgelegten Methoden
erstellt wurde. Diese Weiterleitungsseite entspricht genau der Notwendigkeit, den Empfänger des Dienstes darüber zu
informieren, dass die Sperrung der Website in Ausführung einer Anordnung der Behörde wegen Verstoß gegen
Urheberrechte und verwandte Schutzrechte erfolgt ist.
Darüber hinaus hat die Behörde anlässlich der mit dem Beschluss Nr. 189/23/CONS eingeführten Änderungen, die auch
der Europäischen Kommission in Bezug auf die Vorsichtsmaßnahme und die Umsetzung der Piracy-Shield-Plattform
mitgeteilt wurden, festgestellt, dass die Weiterleitungsseite auch eine Mitteilung über die Möglichkeit der Einreichung
einer Beschwerde durch interessierte Parteien enthält, auch mittels eines Links zur Website der Behörde, auf der die
einschlägigen Verfahren aufgeführt sind.
4. Die italienischen Behörden werden gebeten, das Zusammenspiel von Artikel 8 Absatz 5 des Anhangs B des
notifizierten Entwurfs zu erläutern, der dem Diensteanbieter die Verpflichtung auferlegen würde, den Nutzer des Dienstes
mit der maximalen Harmonisierungswirkung des Gesetzes über digitale Dienste umzuleiten.
Vorab ist darauf hinzuweisen, dass die automatische Weiterleitung zu speziellen Internetseiten ein nützliches Instrument
ist, um die Nutzer über die ordnungsgemäße Nutzung von Werken, die über elektronische Kommunikationsnetze
verbreitet werden, aufzuklären. Ziel dieses Instruments ist es, das Bewusstsein für die Rechtmäßigkeit des Konsums
digitaler Werke zu schärfen und das Bewusstsein für und den Zugang zu Dienstleistungen zu fördern, die die legale
Nutzung urheberrechtlich geschützter digitaler Werke ermöglichen.
Die in Artikel 8 Absatz 5 der Verordnung genannte Bestimmung, die, wie bereits erwähnt, in der Entschließung
Nr. 680/13/CONS enthalten ist, entspricht der Anforderung nach Artikel 9 Absatz 5 des Gesetzes über digitale Dienste,
d. h. der Notwendigkeit, die Nutzer des Dienstes zu informieren, wenn der Zugang zu einer Seite nach Ausführung einer
Anordnung der Behörde gesperrt wurde.
5. Die italienischen Behörden werden gebeten, das Zusammenspiel zwischen den Artikeln 8, 8a, 9a und 10 des
Anhangs B des notifizierten Entwurfs und dem Erwägungsgrund 27 des Gesetzes über digitale Dienste und der Charta,
insbesondere dem Grundrecht auf Meinungs- und Informationsfreiheit, zu klären, da die Entfernung rechtsverletzender
Inhalte auch auf der Ebene der Anbieter von Hosting- und reinen Verbindungsdiensten erfolgen kann. Insbesondere
werden die italienischen Behörden gebeten, Informationen über die Rechtsbehelfsmechanismen vorzulegen, die den
Nutzern zur Verfügung stehen.
Um die verschiedenen betroffenen Interessen miteinander in Einklang zu bringen und der europäischen Rechtsprechung
weitestgehend Rechnung zu tragen, wird die Behörde bei der Wahl zwischen abstrakt möglichen Maßnahmen seit dem
Erlass der Verordnung stets denjenigen den Vorzug geben, die am besten geeignet sind, um das angestrebte Ziel zu
erreichen, indem sie die Meinungsfreiheit so wenig wie möglich beeinträchtigen. In diesem Zusammenhang werden die
beiden Arten von Maßnahmen, die in den einschlägigen Rechtsvorschriften vorgesehen sind, nämlich die Entfernung
illegaler Informationen oder die Sperrung des Zugangs zu ihnen, zusätzlich zu den technischen Maßnahmen, die die
Anbieter je nach angebotener Dienstleistung durchführen können, in Bezug auf die Merkmale und die Schwere der
festgestellten Verstöße und in Anwendung der Kriterien der schrittweisen Vorgehensweise und der Verhältnismäßigkeit
ermittelt.
Auf der Grundlage dieser Kriterien ist der Umfang der Befugnisse der Behörde im Bereich des Urheberrechts in
elektronischen Kommunikationsnetzen im Einklang mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen in Bezug
auf Zuwiderhandlungen eine Abstufung der Interventionen, die selektiver sind und sich nur auf die Inhalte beziehen, bei
denen gelegentliche Verstöße gegen Urheberrechte auf der Website auftreten, während sie bei massiven Verstößen
Ausdruck eines stärker belastenden Vorgehens sind, wobei unter den verschiedenen Maßnahmen, die abstrakt erlassen
werden können, stets den weniger einschneidenden Maßnahmen Vorrang eingeräumt wird.
Was die Rechtsbehelfsmechanismen für die Nutzer betrifft, ist zunächst darauf hinzuweisen, dass die Verordnung
vorsieht, dass die Direktion dem Antragsteller, den zu diesem Zweck benannten Diensteanbietern und, sofern
rückverfolgbar, dem Hochlader und den Betreibern der Seite und der Website die Einleitung des Verfahrens mitteilen
muss. Diese Parteien können während des Verfahrens Gegenargumente vorbringen oder der Forderung des
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Antragstellers freiwillig nachkommen. Die Einrichtung einer spontanen Anpassung entspricht der Notwendigkeit rascher
Maßnahmen zum Schutz des Urheberrechts im Internet und spiegelt die Absicht der Behörde wider, die gütliche
Beilegung von Streitigkeiten in diesem Bereich zu fördern und ihre vorrangigen Maßnahmen gegen Websites, die
strukturell der Piraterie gewidmet sind, gemäß den Grundsätzen der schrittweisen Anwendung, der Verhältnismäßigkeit
und der Angemessenheit einzuschränken. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Person des
Webseitenbetreibers nicht in den Anwendungsbereich der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr und jetzt
des Gesetzes über digitale Dienste fällt, sondern in der Verordnung vorgesehen ist, da diese Einheit dennoch eine
nützliche Rolle bei der gütlichen Beilegung der Angelegenheit spielen kann, ohne die direkte Haftung dieser Einheit für
Verstöße gegen das Online-Urheberrecht im Anwendungsbereich der Bestimmungen des Primärrechts über geistiges
Eigentum auszuschließen. Diese Verantwortung, deren Ausübung nicht bei Agcom, sondern bei der Justizbehörde liegt,
lässt die Verwaltungsmaßnahmen unberührt, die nur für die Anwendung der Instrumente zuständig sind, die durch die
Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr und jetzt durch das Gesetz über digitale Dienste in der Form und im
Rahmen der darin festgelegten Zuständigkeiten zur Verfügung gestellt werden.
In diesem Zusammenhang sei auch daran erinnert, dass zum Zeitpunkt der Genehmigung der
Entschließung 680/13/CONS beschlossen wurde, das Auskunftsersuchen an die zu diesem Zweck benannten
Diensteanbieter, mit dem die Identifizierung des Website-Managers ermöglicht werden soll, zu streichen, um den
Angaben der Europäischen Kommission nachzukommen, da diese Partei nicht Empfänger von Maßnahmen sein kann, die
die Behörde zum Schutz des Urheberrechts ergriffen hat.
Diese werden bei Maßnahmen, die ohne die andere Partei getroffen werden, zuallererst den hierfür ermittelten
Diensteanbietern als alleinigen Empfänger der Anordnung durch die Behörde und, sofern Website-Manager und
Hochlader identifiziert werden können, auch diesen als weitere Teilnahmegarantie und im Hinblick auf die Einleitung von
Maßnahmen zur Beendigung des Verstoßes (ist dies der Fall, hat die Behörde die Vorsorgemaßnahme zu widerrufen und
den Antrag verwaltungsmäßig abzuschließen) sowie zum Zwecke einer möglichen Beschwerde mitgeteilt. Unbeschadet
der Tatsache, dass die Verordnung nicht an Endnutzer gerichtet ist, können Endnutzer Beschwerde gegen vorläufige
Entscheidungen der Behörde einlegen.
Wird eine Beschwerde eingereicht, leitet die Direktion ein Verfahren ein, in dem Gegenargumente vorgebracht werden
können. Von dem Kollegialorgan wird erwartet, dass es innerhalb von zehn Tagen nach Einreichung über den Antrag
entscheidet.
Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass urheberrechtliche Entscheidungen wie alle Entscheidungen der Behörde auch vor
dem Regionalen Verwaltungsgericht Latium angefochten werden können.
6. Die italienischen Behörden werden gebeten, weitere Informationen über das Zusammenspiel zwischen den Artikeln 8,
8a, 9a und 10 des Anhangs B des notifizierten Entwurfs und dem Artikel 8 des Gesetzes über digitale Dienste,
insbesondere in Bezug auf vorbeugende Maßnahmen, vorzulegen.
Wie oben erwähnt, ist eine Änderung der Art der Umsetzungsmaßnahmen für Anordnungen zur Unterlassung von
Verstößen, die die Behörde gegen die Diensteanbieter verhängt hat, in Bezug auf die Merkmale und die Schwere der
festgestellten Verstöße und unter Anwendung der Kriterien der Abstufbarkeit, Verhältnismäßigkeit und Angemessenheit
wahrscheinlich. Zur Unterstützung der in der Verordnung genannten Interventionsmaßnahmen, nämlich die selektive
Entfernung von Inhalten und die Sperrung des Zugangs zur Website, ist darauf hinzuweisen, dass der europäische
Rahmen das gleiche Spektrum an Optionen bietet. Unbeschadet des Verbots der Festlegung allgemeiner
Überwachungspflichten muss der Diensteanbieter, um die Befreiung von der Verantwortung geltend machen zu können,
unverzüglich tätig werden, um rechtswidrige Informationen zu entfernen oder den Zugang zu ihnen zu sperren, sobald
ihm tatsächlich bekannt wird, dass die Tätigkeit oder die Informationen rechtswidrig sind, wobei die Verhältnismäßigkeit
der Anordnungen im Hinblick auf die Schwere der Verstöße zu wahren und gleichzeitig die Einhaltung des Grundsatzes
der freien Meinungsäußerung und der zu diesem Zweck auf nationaler Ebene festgelegten Verfahren sicherzustellen ist.
Im Einklang mit Artikel 8 des Gesetzes über digitale Dienste, der bereits in der Richtlinie 2000/31/EG enthalten ist, sieht
die Verordnung keine allgemeine Überwachungspflicht für Anbieter von Vermittlungsdiensten vor, die die von der
Behörde ermittelten Maßnahmen erst und ausschließlich nach Erlass einer Anordnung, einschließlich einer vorsorglichen
Anordnung, umsetzen müssen.
In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass in der Verordnung die Art der Intervention angegeben ist, wobei
es den Dienstleistern überlassen bleibt, die technischen Methoden für ihre Umsetzung zu bestimmen. Dies entspricht
nicht nur dem Urteil des EuGH in der Rechtssache C-314/12 UPC Telekabel, sondern entspricht auch der Feststellung der
Europäischen Kommission im Rahmen des ersten Notifizierungsverfahrens der Verordnung hinsichtlich der
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Notwendigkeit, generische Anordnungen zu vermeiden, die mit dem Verbot allgemeiner Überwachungspflichten in
Konflikt stehen könnten. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass die Behörde nach Gesprächen mit
Diensteanbietern den Netzzugangsanbietern operative Leitlinien für die Ausführung von im Bereich des
Urheberrechtsschutzes erlassenen Aufträgen übermittelt hat. In diesen Leitlinien werden die Maßnahmen festgelegt, die
die Anbieter zusätzlich zu den technischen Maßnahmen, die sie je nach angebotener Dienstleistung ergreifen können, in
Bezug auf die Merkmale und die Schwere der festgestellten Verstöße und im Einklang mit den Kriterien der schrittweisen
Durchführung und der Verhältnismäßigkeit ergreifen können.
Auch in Bezug auf Anordnungen, die bei Verstößen im Zusammenhang mit Live-Veranstaltungen erlassen werden, gelten
die gleichen Regelungen zur Haftungsregelung der Anbieter von Vermittlungsdiensten, auf die auch die Europäische
Kommission in der genannten Empfehlung Bezug nimmt. Die Empfehlung fordert die Mitgliedstaaten in der Tat auf,
Anordnungen vorzusehen, die darin bestehen können, den Zugang zu unerlaubten Übertragungen von Live-
Sportveranstaltungen gegenüber Anbietern von Vermittlungsdiensten, deren Dienste zu diesen Zwecken genutzt werden,
„unabhängig von der mangelnden Haftung des Vermittlers“ zum Zweck der Beendigung oder Verhinderung solcher
Übertragungen zu sperren.
Allerdings wird in der notifizierten Bestimmung klargestellt, dass die Artikel 4, 5 und 6 der Verordnung über digitale
Dienste auf der Grundlage der Definition des Begriffs „Vermittlungsdienst“ in Artikel 3 derselben Verordnung die
Dienstleistungen „reine Durchleitung“, „Caching“ und „Hosting“ definieren, ohne die bisherigen Definitionen wesentlich
zu ändern. Darüber hinaus bestätigt Artikel 8 die Haftungsbefreiung für dieselben Gegenstände, verstanden als das
Fehlen allgemeiner Verpflichtungen zur aktiven Überwachung oder Feststellung von Tatsachen.
Die Vollstreckung der vorsorglichen Verfügung verpflichtet daher den Dienstleistungserbringer weder zur Überwachung
im Allgemeinen oder zu einer allgemeinen Verpflichtung, aktiv nach Tatsachen oder Umständen zu suchen, die auf das
Vorliegen rechtswidriger Handlungen hinweisen, weshalb sie im Einklang mit der garantierten Regelung der Ausnahmen
von dieser Anordnung erfolgt.
Dieses Verfahren ermöglicht nicht nur die Möglichkeit, eine Maßnahme zu erlassen, die über die Websites bereits
begangene Verstöße sofort unterbindet, sondern auch späteres und weiteres rechtswidriges Verhalten verhindert, da die
später identifizierten elektronischen Adressen Inhalte vermitteln, die denen entsprechen, die bereits einer vorsorglichen
Verfügung unterliegen, ohne dass der Anbieter mit einer Überwachungslast belastet wird.
7. Die italienischen Behörden werden gebeten, ihre Stellungnahme dazu abzugeben, wie der notifizierte Entwurf Artikel 4
Absatz 3 des Gesetzes über digitale Dienste in Verbindung mit Artikel 9 Absatz 1 des Gesetzes über digitale Dienste
berücksichtigt.
Wie bereits erwähnt, wurde die Verordnung in Umsetzung des Gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 70 vom 9. April 2003
(Dekret über den elektronischen Geschäftsverkehr) zur Umsetzung der Richtlinie 2000/31/EG (Richtlinie über den
elektronischen Geschäftsverkehr, jetzt geändert durch das Gesetz über digitale Dienste) erlassen. Insbesondere sehen
die Artikel 4, 5 und 6 des Gesetzes über digitale Dienste (wie in den Artikeln 14, 15 und 16 des genannten Dekrets über
den elektronischen Geschäftsverkehr vorgesehen, das nun durch das Gesetzesvertretende Dekret Nr. 50 vom
25. März 2024 aufgehoben wurde) vor, dass eine Justiz- oder Verwaltungsbehörde, die Aufsichtsaufgaben erfüllt,
verlangen kann, dass der Anbieter bei der Ausübung seiner dort definierten Tätigkeiten die begangenen Verstöße
verhindert oder beendet, indem er rechtswidrige Informationen löscht oder den Zugang zu ihnen sperrt. Ferner heißt es
in Artikel 5 des genannten Dekrets Nr. 70/2003: „Der freie Verkehr eines bestimmten Dienstes der
Informationsgesellschaft, der aus einem anderen Mitgliedstaat stammt, kann durch Entscheidung der Justiz- oder
Aufsichtsverwaltungsorgane oder unabhängigen Behörden des Sektors aus Gründen der [...] Aufdeckung und Verfolgung
von Straftaten eingeschränkt werden [...]“. Unbeschadet des Verbots, Diensteanbietern allgemeine
Überwachungspflichten aufzuerlegen, müssen sie daher, um die in den einschlägigen Rechtsvorschriften vorgesehene
Haftungsbefreiung in Anspruch nehmen zu können, unverzüglich tätig werden, um die Informationen (im Falle von
Hostingdiensten) zu entfernen oder den Zugang zu ihnen (im Falle der reinen Durchleitung) zu sperren, sobald sie von
den rechtswidrigen Tätigkeiten unterrichtet werden oder Kenntnis davon erhalten, um die Verhältnismäßigkeit der
Anordnungen in Bezug auf die Schwere der Verstöße zu wahren.
In demselben Sinne sieht die Verordnung vor, dass der Anbieter reiner Durchleitungsdienste nach Eingang einer
Anordnung bei der Behörde den Zugang zu der Website, auf der Werke verbreitet werden, die gegen Urheberrechte und
verwandte Schutzrechte verstoßen, sperrt.
Der notifizierte Entwurf setzt daher von seinem ersten Entwurf an die Bestimmungen des Artikels 12 der
Richtlinie 2000/31/EG um, der nun durch Artikel 4 Absatz 3 des Gesetzes über digitale Dienste erneut vorgeschlagen
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wird. Darüber hinaus wird von den Anbietern von Vermittlungsdiensten erwartet, dass sie mit den Änderungen, die
Gegenstand dieser Mitteilung sind, nach Erhalt der Anordnung die Behörde über die in Artikel 9 Absatz 1 des Gesetzes
über digitale Dienste vorgesehenen Folgemaßnahmen zu der Anordnung informieren.
Es sei daran erinnert, dass die Anbieter von reinen Durchleitungsdiensten in den elf Jahren der Anwendung der
Verordnung die Behörde traditionell stets über die Folgemaßnahmen zu Anordnungen im Bereich des
Urheberrechtsschutzes informiert haben, obwohl sie dazu bisher nicht verpflichtet sind.
8. Die italienischen Behörden werden gebeten, zu erläutern, in welchem Umfang und auf welche Weise die Behörde für
Kommunikationsgarantien die von den befugten Stellen gemäß Anhang B Artikel 10 Absatz 4 des notifizierten Entwurfs
vorgelegten Bewertungen und Unterlagen in Bezug auf die gemeldeten Domänennamen und IP-Adressen überprüft, die
den Berichten zufolge hauptsächlich dazu bestimmt sind, das Urheberrecht oder verwandte Schutzrechte zu verletzen.
Insbesondere wird um Klarstellung gebeten, welche Art von Überprüfungen von der Behörde für
Kommunikationsgarantien nach Anhang B Artikel 10 Absatz 5 des notifizierten Entwurfs durchzuführen sind,
einschließlich der Frage, ob personenbezogene Daten verarbeitet werden, und wie der Prozess in der Praxis im
Zusammenhang mit dem automatisierten Betrieb der Piracy-Shield-Plattform funktioniert.
Vorab sei darauf hingewiesen, dass die Bestimmungen des Artikels 10 Absätze 4 und 5 des Anhangs B des notifizierten
Entwurfs der Europäischen Kommission bereits 2023 mitgeteilt wurden (siehe Notifizierungsverfahren Nr. 2023/0123/I),
wie dies in Artikel 9a Absätze 4d und 4e der Verordnung im Anhang zum Beschluss Nr. 189/23/CONS vorgesehen ist.
In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen ist zu beachten, dass die genannten Absätze 4 und 5 des Artikels 10 die
Bestimmungen des Artikels 2 des Gesetzes zur Bekämpfung der Piraterie umsetzen, der vorsieht, dass Rechteinhaber in
eigener Verantwortung bei der Behörde beantragen, die DNS-Auflösung von Domänennamen und die Weiterleitung des
Netzverkehrs zu IP-Adressen von zusätzlichen DNS- oder IP-Adressen im Vergleich zu den zuvor in erster Instanz
angegebenen sofort zu sperren, durch die Verstöße erfolgen, die den von der Behörde bereits im Rahmen einer
Vorsorgemaßnahme als gegeben angesehenen Verstößen ähnlich sind. In Umsetzung dieser Bestimmung legte die
Behörde in Artikel 10 Absatz 4 fest, dass die berechtigte Person verpflichtet ist, für jede gemeldete IP-Adresse und jeden
gemeldeten Domänennamen einen schriftlichen Nachweis über die Relevanz des rechtswidrigen Verhaltens vorzulegen,
und dass die gemeldeten Domänennamen und IP-Adressen hauptsächlich für die Verstöße gegen Urheberrechte oder
verwandte Schutzrechte an den live übertragenen audiovisuellen Inhalten bestimmt sind.
In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die Behörde in dem dem Betriebshandbuch der Piracy-Shield-
Plattform beigefügten Addendum, das im Rahmen der Arbeiten des technischen Gremiums erstellt wurde, das gemäß
Artikel 6 des Gesetzes zur Bekämpfung der Piraterie eingerichtet wurde und allen auf der Plattform akkreditierten
Personen zur Verfügung steht, festgelegt hat, dass diejenigen, die nach der Akkreditierung auf der Plattform einen
technischen Bericht vorlegen müssen, der die Beschreibung der Methode zur Erhebung der Beweise sowie die Methode
zur Erhebung von Beweisen für die eindeutige Rechtswidrigkeit der zu sperrenden technischen Daten (FQDN- und IP-
Adressen) enthält, die in Bezug auf nachfolgende Berichte verwendet werden, die über die Piracy-Shield-Plattform erstellt
werden.
Ebenfalls im Anschluss an die Arbeit des technischen Gremiums stellte die Behörde klar, dass die Prävalenzanforderung
im Lichte der Kriterien der Verhältnismäßigkeit und der Angemessenheit ausgelegt werden muss, wobei ihre Existenz von
Fall zu Fall zu beurteilen ist. Die Meldenden sind verpflichtet, bei der Einreichung von Sperranfragen und der Erhebung
der entsprechenden Beweismittel mit größter Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit vorzugehen und sich vorab mit den
Dienststellen der Behörde in Verbindung zu setzen, wenn sie im Hinblick auf die Verbreitung rechtswidriger Handlungen,
die auf Domänennamen und IP-Adressen zurückzuführen sind, die sie über die Piracy-Shield-Plattform zu melden
beabsichtigen, Zweifelsfälle feststellen. Ferner wurde darauf hingewiesen, dass die Meldenden in jedem Fall verpflichtet
sind, Ressourcen nicht zu melden, bei denen keine Gewissheit über einen überwiegenden rechtswidrigen Charakter
besteht oder Ressourcen, bei denen nicht alle technischen Analysen zum Ausschluss legitimer Ressourcenblöcke
durchgeführt werden konnten, sowie Ressourcen, die ein hohes Risiko einer Übersperrung aufweisen, wie beispielsweise
Netzwerke für die Bereitstellung von Inhalten, Reverse-Proxys, VPN-Dienste, Cloud-Storage-Dienste und ähnliches.
Ferner wird klargestellt, dass die technischen Spezifikationen der Plattform, die allen Interessenträgern innerhalb des
technischen Gremiums übermittelt und von der nationalen Agentur für Cybersicherheit validiert wurden, Mechanismen
vorsehen, die die Möglichkeit von Fehlern bei der Meldung und die daraus resultierende Sperrung von Websites, die Live-
Veranstaltungen unter Verstöße gegen das Urheberrecht und verwandte Schutzrechte übertragen, minimieren. Neben
dem Hochladen kriminaltechnischer Beweismittel durch Rechteinhaber, die den aktuellen Charakter des rechtswidrigen
Verhaltens belegen, werden auf der Piracy-Shield-Plattform weiße Listen von Ressourcen hochgeladen, die nicht blockiert
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werden können, wie z. B. institutionelle Websites oder Netzressourcen der Betreiber. Die Plattform verarbeitet Berichte
und überprüft, ob sie die in der Verordnung festgelegten Anforderungen und Bedingungen erfüllen, validiert sie in diesem
Fall automatisch und stellt anschließend die technischen Daten (FQDN, IP-Adressen), die für die Sperrung bestimmt sind,
den Internetdiensteanbietern zur Verfügung. Daher ist die Piracy-Shield-Plattform in der Lage, die Einhaltung und
Vollständigkeit der Warnungen vor dem Hintergrund der strengen Anforderungen der Verordnung und der technischen
Dokumentation, die den Meldenden zur Verfügung gestellt wird, automatisch zu bewerten.
Werden die Daten jedoch falsch hochgeladen, so werden die Daten nicht verarbeitet und ein Fehler wird unverzüglich in
der Schnittstelle des Meldenden gemeldet. Darüber hinaus kann der Meldende einen irrtümlich erstellten Bericht
innerhalb der folgenden 24 Stunden zurückziehen.
Im Falle einer Beschwerde, die von jeder Person mit einem berechtigten Interesse innerhalb von fünf Tagen nach der
Sperrung und/oder Anordnung eingereicht werden kann, greift die Überwachungsbehörde hingegen in eine inhaltliche
Prüfung der Verhältnismäßigkeit und Angemessenheit der Maßnahme ein. Im Falle einer Beschwerde leitet die Behörde
ein Verfahren ein, in dem alle interessierten Parteien Gegenargumente vorbringen können. In diesem Fall kann die
Behörde nach dem Ergebnis der durchgeführten Untersuchung die zuvor durchgeführte Maßnahme bestätigen oder
zurückziehen.
Darüber hinaus weisen wir darauf hin, dass die Behörde auf ihrer Internetseite eine Suchmaschine zur Verfügung gestellt
hat, mit der überprüft werden kann, ob eine bestimmte IP-Adresse durch Piracy Shield gesperrt wurde, wodurch die
Einhaltung des Grundsatzes der Transparenz von Verwaltungsmaßnahmen gewährleistet wird.
In Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten ist zunächst darauf hinzuweisen, dass Agcom die zuständige
Behörde für den Schutz des Online-Urheberrechts gemäß dem Gesetz zu dessen Gründung und dem Gesetz über das
Urheberrecht ist und in dieser Eigenschaft die in der Verordnung genannten notifizierungspflichtigen Verfahren zur
Ausführung der dynamischen einstweiligen Verfügungen gemäß dem Gesetz zur Bekämpfung der Piraterie und der
genannten Empfehlung der Europäischen Kommission geregelt hat. Davon abgesehen, in Anbetracht des
Erwägungsgrunds 30 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), stellt die IP-Adresse personenbezogene Daten in
dem Ausmaß dar, das, wenn auch indirekt, die Identifizierung einer natürlichen Person ermöglicht. Die Grenzen, innerhalb
derer eine bestimmte IP-Adresse als personenbezogene Daten angesehen werden kann, wurden vom Gerichtshof der
Europäischen Union mit dem Urteil in der Rechtssache C 582/14 präzisiert, das vor der DSGVO ergangen ist, aber immer
noch gilt. Der EuGH hat insbesondere klargestellt, dass eine Verarbeitung vorliegt, soweit die Verwaltung, die die IP-
Adresse verarbeitet, Zugang zu weiteren Informationen, auch von Dritten, haben kann, die es ihr in Verbindung mit der
ihr zur Verfügung stehenden IP-Adresse ermöglichen, eine natürliche Person zu identifizieren. In jedem Fall erfolgt bei
den von der Behörde durchgeführten Kontrollen der meldepflichtigen IP-Adressen keine Verarbeitung personenbezogener
Daten, sofern die Behörde weder die natürlichen Personen, die Eigentümer des Computers sind, von dem aus eine
Website aufgerufen wird, noch diejenigen, die diesen Computer nutzen könnten, identifiziert (und kein Interesse daran
hat, dies in Bezug auf die ausgeführten Funktionen zu tun).
9. Die italienischen Behörden werden gebeten, klarzustellen, welche Parteien die Piracy-Shield-Plattform nutzen können
und nach welchen Kriterien ihnen Zugang gewährt wird.
Derzeit kann die Piracy-Shield-Plattform von Rechteinhabern audiovisueller Werke im Zusammenhang mit Live-
Sportveranstaltungen und ähnlichen Veranstaltungen genutzt werden.
Der Beschluss Nr. 47/25/CONS, der Gegenstand der Notifizierung ist, zielt darauf ab, den subjektiven Umfang des
Eingreifens auf alle Rechteinhaber von Live-Übertragungsinhalten, Erstfreisetzungen von Film- und audiovisuellen
Werken oder Unterhaltungsprogrammen, audiovisuellen Inhalten, einschließlich Sportinhalten, oder anderen ähnlichen
geistigen Werken, Sportveranstaltungen sowie Veranstaltungen von sozialem Interesse oder großem öffentlichen
Interesse im Sinne des Artikels 33 Absatz 3 des Gesetzesvertretenden Dekrets Nr. 208 vom 8. November 2021, wie im
Gesetz zur Bekämpfung der Piraterie vorgesehen, auszuweiten, die berechtigt sein werden, bei der Behörde einen Antrag
für Verstöße in Bezug auf audiovisuelle Live-Inhalte zu stellen und sich folglich auf der Piracy-Shield-Plattform zu
registrieren.
Bei den Empfängern der Sperrung von Mitteilungen hingegen handelt es sich sowohl um Anbieter von reinen
Durchleitungsdiensten als auch um diejenigen, die in Artikel 2 des Gesetzes zur Bekämpfung der Piraterie genannt sind,
d. h. „Anbieter von Netzzugangsdiensten, einschließlich Anbieter öffentlich zugänglicher VPN- und DNS-Dienste,
unabhängig davon, wo sie ansässig sind und wo sie sich befinden, Suchmaschinenbetreiber und Diensteanbieter der
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Informationsgesellschaft, die in irgendeiner Weise an der Zugänglichkeit der illegalen Website oder der illegalen Dienste
beteiligt sind“. In diesem Zusammenhang wird in der Entschließung Nr. 47/25/CONS klargestellt, dass, wenn die
Voraussetzungen erfüllt sind, Mitteilungen im Zusammenhang mit Verstößen, auf die in Artikel 10 der konsultierten
Verordnung Bezug genommen wird, auch über die Piracy-Shield-Plattform an die Adressen von Kontaktstellen und
gesetzlichen Vertretern gesendet werden, die von nicht in Italien niedergelassenen Anbietern von Diensten der
Informationsgesellschaft gemäß den Artikeln 11 und 13 des Gesetzes über digitale Dienste angegeben werden, wodurch
die Übermittlung von Mitteilungen auch an die Anbieter sichergestellt wird, die zwar der rechtlichen Verpflichtung
unterliegen, aber nicht für die Piracy-Shield-Plattform akkreditiert sind.
Die Vorbereitungsphase für den Zugang zur Plattform sieht in der Tat ein Akkreditierungsverfahren vor, sowohl durch die
Meldenden als auch durch die Diensteanbieter (Internetdiensteanbieter und die anderen gesetzlich identifizierten
Verpflichteten), nach dem die Zugangsdaten für den Zugang zur Plattform selbst erlangt werden können.
Eine Akkreditierung ist sowohl mit persönlicher SPID als auch mit CIE, CNS und eIDAS zulässig. Die Daten müssen auf
einer Ad-hoc-Plattform namens APS — Piracy Shield Accreditation eingegeben werden (abrufbar auf der Website
https://aps.agcom.it/aps/login.htm). Die zu akkreditierende Person ist der gesetzliche Vertreter des Unternehmens, der
die Möglichkeit hat, eine vertraute Person für die formellen Akkreditierungsverfahren zu delegieren. Das Formular, das
während der Akkreditierungsphase auszufüllen ist, umfasst einen Bereich für die Kontakte einer Kontaktperson, die
befugt ist, auf der Piracy-Shield-Plattform zu arbeiten, und für die Schnittstelle mit Agcom. Internetdiensteanbieter sind
ferner verpflichtet, die MIMIT-Zulassungsnummer (Ministerium für Unternehmen und Herstellung in Italien) und die
Registrierungsnummer im RCO (Register der Kommunikationsbetreiber) im Formular anzugeben. Nach der
Akkreditierungsphase, die von der Behörde validiert wird, werden Zertifikate für den Zugang zur Plattform ausgestellt.
Für die Zwecke der Validierung prüft die Behörde die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen sowohl in Bezug auf
Rechteinhaber als auch in Bezug auf Internetdiensteanbieter. Der Zugang zur Plattform erfordert, dass jede meldende
Person und jeder Internetdiensteanbieter/Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft eine Site-to-Site-VPN-
Verbindung einrichten muss, um die Piracy-Shield-Plattform zu erreichen.
10. Die italienischen Behörden werden gebeten, den Grund für den sechsmonatigen Zeitrahmen zu erläutern, der vor der
Freigabe von blockierten IP-Adressen gilt, wie in Anhang B Artikel 10 Absatz 11 des notifizierten Entwurfs vorgesehen.
Die sechsmonatige Frist ist im durch das Omnibus-Dekret eingeführten neuen Absatz 7a des Artikels 2 des Gesetzes zur
Bekämpfung der Piraterie vorgesehen, der vorsieht, dass „die Behörde zur Sicherstellung eines möglichst effizienten
Starts des Plattformbetriebs und der wirksamen Ausführung von Hemmungsanordnungen Höchstmengenbegrenzungen
von IP-Adressen und von voll qualifizierten Domänennamen (FQDN), die gleichzeitig gesperrt werden können, festlegt.
Nach dem ersten Jahr des Betriebs der Plattform ist keine Mengenbegrenzung mehr zulässig. Die Behörde ordnet, um das
ordnungsgemäße Funktionieren des Prozesses der Verschleierung von FQDN und IP-Adressen zu gewährleisten, auf der
Grundlage des Erreichens der maximalen Kapazität der von Internetdiensteanbietern (ISPs) implementierten
Sperrsysteme gemäß den bereits festgelegten technischen Spezifikationen oder auch auf der Grundlage der Meldung der
in Absatz 4 genannten Subjekte, die Wiederherstellung der DNS-Auflösung von Domänennamen und die Entsperrung der
Durchleitung des Netzverkehrs zu für mindestens sechs Monate blockierten IP-Adressen durch die Veröffentlichung der
aktualisierten Liste der IP-Adressen und DNS-Domänennamen auf der einzigen technologischen Plattform mit
automatisiertem Betrieb gemäß Artikel 6 Absatz 2 an“.
In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, dass die Kommission die Behörde im Zusammenhang mit dem
Notifizierungsverfahren Nr. 2023/0123/I ersucht hat, klarzustellen, ob die Anordnung aufgrund der Dauer des
Sportereignisses, das sie schützen sollte, befristet war. Dem ist so, weil der erste Entwurf von Artikel 9a (4c) vorsah, dass
die Empfänger der Maßnahme den Zugang zu allen anderen Websites/elektronischen Adressen sperren mussten, über die
Verstöße im Anschluss an die vorsorgliche Anordnung begangen wurden, wobei ein auf die Übertragungszeit des
betreffenden Sportereignisses begrenzter Block zur Verfügung stand. Wie jedoch auch in den der Kommission
übermittelten Antworten klargestellt wurde, äußerten die meisten Befragten während der öffentlichen Konsultation aus
mehreren Gründen Zweifel an der oben genannten Bestimmung. Erstens wurde betont, dass eine solche Bestimmung
einen Rückschritt gegenüber der von der Justizbehörde angeordneten dauerhaften Sperrung darstellen könnte. Darüber
hinaus könnte der vorübergehende Charakter der Sperrung zu betrieblichen Problemen führen, wodurch die Verwaltung
der Meldungen für die Inhaber und die der Sperrungen für die ISPs viel komplexer wird. Schließlich wäre diese
Bestimmung angesichts der nachgewiesenen Rechtswidrigkeit der von der Sperrung betroffenen Websites, die in
Artikel 9a Absatz 4d als Voraussetzung für die Sperrung vorgesehen ist, ungerechtfertigt und würde die Gefahr der
Unwirksamkeit der verabschiedeten Maßnahme bergen. Die Behörde teilte der Kommission daher mit, dass sie die
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Streichung dieser Bestimmung prüfen würde, dass sie erwägt, diese Bestimmung zu streichen, um die Sperrung des
Zugangs zu den Websites, über die Verstöße gegen Urheberrechte und damit zusammenhängende Verstöße geschehen,
dauerhaft zu machen, auch im Hinblick darauf, dass in Artikel 9a Absatz 5 den Empfängern der Anordnung die
Möglichkeit einer Beschwerde eingeräumt wird. Im endgültigen Text im Anhang des Beschlusses Nr. 189/23/CONS (der
der Kommission am Ende des Notifizierungsverfahrens übermittelt wurde) wurde der vorübergehende Charakter der
Sperre tatsächlich nicht bestätigt, auch vor dem Hintergrund der Bestimmungen des Gesetzes Nr. 93/2023, das keine
vorübergehende Sperre vorsah. An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass bestimmte Diensteanbieter, die bereits
2022 an der Konsultation teilgenommen haben, die Forderung aufgestellt haben, dass die gesperrten IP-Adressen nach
einer bestimmten Zeitspanne entsperrt werden können, wenn sie wieder für eine rechtmäßige Nutzung neu zugewiesen
worden sind. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Behörde im Rahmen des nach dem Gesetz zur
Bekämpfung der Piraterie eingesetzten technischen Gremiums die Höchstgrenzen für die zu sperrenden Ressourcen
akzeptiert hat, wie von den Internetdiensteanbietern aus technischen Gründen, die von ihnen mehrfach vertreten
wurden, gefordert. Insbesondere in Bezug auf die FQDN wurde die von den Internetdiensteanbietern festgelegte
maximale Größe in den ersten sechs Monaten des Betriebs der Plattform erreicht, und die Beeinträchtigung der
Wirksamkeit der Piracy-Shield-Plattform wurde vermieden, indem auf Ersuchen der Meldenden Ressourcen freigegeben
wurden, die nicht mehr aktiv waren.
Vor diesem Hintergrund war der Gesetzgeber bei den mit dem Omnibus-Dekret am Gesetz zur Bekämpfung der Piraterie
vorgenommenen Änderungen der Auffassung, dass er einen Mechanismus zur Entsperrung von Ressourcen vorsehen
könnte, und zwar nicht nur auf Antrag der Meldenden, sondern auch im Auftrag der Behörde, nach einem Zeitraum, der
als ausreichend erachtet wird, um Piraterie-Organisationen an der Begehung der Straftat zu hindern. Die Freigabe
verschleierter Ressourcen erfolgt daher nach Ablauf des sechsmonatigen Zeitraums und in Bezug auf die Kapazität der
Plattform auf der Grundlage der Überschreitung der von den Internetdiensteanbietern vorgegebenen Grenzen, die nach
einem im technischen Gremium festgelegten Schritt-für-Schritt-Pfad verlängert werden müssen.
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